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(1) Alle Personen, deren Verhalten am Unfallsort mit einem Verkehrsunfall in ursachlichem Zusammenhange steht,
haben

a) wenn sie ein Fahrzeug lenken, sofort anzuhalten,

b) wenn als Folge des Verkehrsunfalles Schaden fiir Personen oder Sachen zu beflirchten sind, die zur Vermeidung
solcher Schaden notwendigen MaBnahmen zu treffen,

¢) an der Feststellung des Sachverhaltes mitzuwirken.

(2) Sind bei einem Verkehrsunfall Personen verletzt worden, so haben die im Abs. 1 genannten Personen Hilfe zu
leisten; sind sie dazu nicht fahig, so haben sie unverziglich fur fremde Hilfe zu sorgen. Ferner haben sie die nachste
Polizeidienststelle sofort zu verstandigen. Wenn bei einem Verkehrsunfall, an dem ein Schienenfahrzeug oder ein
Omnibus des Kraftfahrlinienverkehrs beteiligt ist, sich erst nach dem Wegfahren des Schienenfahrzeuges bzw. des
Omnibusses nach dem Unfall eine verletzte Person meldet, kann auch das Unternehmen, dem das Schienenfahrzeug
bzw. der Omnibus gehort, die Polizeidienststelle verstandigen.

(3) Auch der Zeuge eines Verkehrsunfalles hat, sofern die nach Abs. 2 verpflichteten Personen nicht fur erforderliche
Hilfe sorgen, den verletzten Personen die ihm zumutbare Hilfe zu leisten. Die Hilfeleistung ist insbesondere dann nicht
zumutbar, wenn sie nur unter erheblicher eigener Gefahrdung oder Verletzung anderer wichtiger Interessen maoglich
ware. Ist der Zeuge zur Hilfeleistung nicht fahig, so hat er unverziglich fur fremde Hilfe zu sorgen. Die gleichen
Verpflichtungen wie der Zeuge eines Verkehrsunfalles haben auch Personen, die am Ort eines Verkehrsunfalles dessen
Folgen wahrnehmen, es sei denn, dal? nach den Umstanden am Unfallsort die eigene Hilfeleistung oder die Besorgung
fremder Hilfe offensichtlich nicht mehr erforderlich ist.

(4) Jedermann ist unter den im Abs. 3 bezeichneten Voraussetzungen verpflichtet, die Herbeiholung einer Hilfe bei

einem Verkehrsunfall zu ermdéglichen.

(5) Wenn bei einem Verkehrsunfall nur Sachschaden entstanden ist, haben die im Abs. 1 genannten Personen die
nachste Polizeidienststelle vom Verkehrsunfall ohne unnétigen Aufschub zu verstandigen. Eine solche Verstandigung
darf jedoch unterbleiben, wenn die im Abs. 1 genannten Personen oder jene, in deren Vermdgen der Schaden
eingetreten ist, einander ihren Namen und ihre Anschrift nachgewiesen haben.

(5a) Wenn nach einem Verkehrsunfall, bei dem nur Sachschaden entstanden ist, eine der im Abs. 1 genannten
Personen die nachste Polizeidienststelle von dem Unfall verstandigt, obwohl dies im Sinne des Abs. 5 nicht nétig ware,
haben die Organe dieser Dienststelle auf Verlangen der betreffenden Person Meldungen Uber diesen Verkehrsunfall,
insbesondere  Uber Unfallsort, Unfallszeit, Lichtverhdltnisse, Strallenzustand, Unfallsbeteiligte, ndhere
Unfallsumstande und verursachte Schaden, entgegenzunehmen.

(5b) Fur Verstandigungen nach Abs. 5 und Meldungen gemal3 Abs. 5a ist eine GebUhr von 36 Euro einzuheben, es sei
denn, die Verstandigung nach Abs. 5 ist deshalb erfolgt, weil die im Abs. 1 genannten Personen oder jene, in deren
Vermoégen der Schaden eingetreten ist, einander Namen und Anschrift nicht nachweisen konnten. Von der
Verpflichtung zur Entrichtung dieser Gebuhr sind die Gebietskoérperschaften, Lenker von Fahrzeugen und Reiter von
Dienstpferden derselben sowie die Lenker von Rettungs- und Feuerwehrfahrzeugen ausgenommen. Auf Wunsch
erhalt jede Person des Abs. 5, die eine gebUhrenpflichtige Verstandigung oder Meldung vorgenommen hat oder die die
Gebuhr entrichtet, eine Ausfertigung des von der Polizeidienststelle erstatteten Unfallberichtes. Die Gebihren sind,
sofern sie nicht ohne weiteres entrichtet werden, von den Bezirksverwaltungsbehdrden, im Gebiet einer Gemeinde,
fur das die Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehdrde erster Instanz ist, von der Landespolizeidirektion

vorzuschreiben. Sie flieBen der Gebietskorperschaft zu, die den Aufwand der Organe zu tragen hat.

(6) Aus einer Verletzung der Hilfeleistungspflicht kénnen keine Ersatzanspriiche nach dem burgerlichen Recht

abgeleitet werden.

In Kraft seit 01.06.2019 bis 31.12.9999



© 2024 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


file:///

	§ 4 StVO 1960
	StVO 1960 - Straßenverkehrsordnung 1960


